Muster-Betriebsvereinbarung zum Einsatz von GPS-Systemen und der Mobiltelefonortung
Zwischen dem Vorstand und dem Betriebsrat der ________ (Name der Firma) wird folgende Betriebsvereinbarung über den Einsatz von GPS-Systemen und Mobiltelefonortung geschlossen: 

Präambel

Die Betriebsvereinbarung regelt die Nutzung von GPS-Systemen und Mobiltelefonortungssystemen. Dabei sind sich die Betriebsparteien darüber einig, dass bei der Nutzung solcher Systeme einerseits datenschutzrechtliche Vorgaben gewahrt werden müssen und die Arbeitnehmer ihrer Privatsphäre nicht beraubt werden dürfen.

§ 1 Begriffsbestimmungen

(1)
GPS-Systeme im Sinne dieser Betriebsvereinbarung sind alle technischen Systeme (Hard- und Software, Firmware), die die Ortung eines Menschen oder einer Sache ermöglichen und die geeignet sind, diese Positionsdaten an andere Personen oder andere Orte auf technischem Wege zu übertragen. Nicht von dieser Betriebsvereinbarung erfasst sind Navigationsgeräte, die nur geeignet sind, den Fahrer von Fahrzeugen an ein vorbestimmtes Ziel zu führen.

(2) Mobiltelefonortungssysteme im Sinne dieser Betriebsvereinbarung sind alle technischen Systeme (Hard- und Software, Firmware), die die Ortung eines Mobiltelefons oder eines ähnlichen technischen Geräts ermöglichen.

§ 2 Einsatz von GPS-Systemen und Mobiltelefonortungssystemen

(1) Die Betriebsparteien sind sich einig, dass GPS-Systeme und Mobiltelefonortungssysteme (§1 dieser Betriebsvereinbarung) grundsätzlich nicht eingesetzt werden dürfen, es sei denn, ihr Einsatz wurde in dieser Betriebsvereinbarung ausdrücklich gestattet. In diesem Falle ist der Einsatz dieser Systeme auch nur zu den in dieser Betriebsvereinbarung festgelegten Zwecken zulässig.

(2) Daten solcher Systeme, die unter Verstoß gegen diese Betriebsvereinbarung erhoben, verwertet oder sonst gespeichert wurden, dürfen keinesfalls zum Nachteil von Arbeitnehmern verwendet werden, insbesondere ist die Verwertung dieser Daten als Beweismittel in arbeitsgerichtlichen Verfahren für die Arbeitgeberin ausgeschlossen; insoweit besteht ein Beweisverwertungsverbot.

(3) Die Dienstfahrzeuge der im Betrieb beschäftigten Außendienstmitarbeiter können mit einem GPS-System ausgestattet werden. Die dort erhobenen Daten dürfen ausschließlich zur Einsatzdisposition verwendet werden. Die Nutzung der Daten zur Arbeitnehmerüberwachung und insbesondere zur Leistungskontrolle ist ausgeschlossen.

(4) Die Ortung von Arbeitnehmern über Mobiltelefonortungssysteme ist ausgeschlossen.

(5) Sämtliche Ortungssysteme sind stets so einzurichten, dass die Ortung nur während der Arbeitszeit der Arbeitnehmer, die mit diesen Systemen in Berührung kommen, funktioniert. Außerhalb dieses jeweiligen Arbeitszeit-Zeitfensters muss eine Deaktivierung der Systeme sichergestellt sein. Die Systeme sind so auszugestalten, dass der Arbeitnehmer die Aktivierung/Deaktivierung kontrollieren kann. In seiner Freizeit darf ein Mitarbeiter keinesfalls geortet werden.

§ 3 Informationsrechte

(1) Die vom Einsatz von Systemen im Sinne dieser Betriebsvereinbarung (§ 1 dieser Betriebsvereinbarung) betroffenen Arbeitnehmer sind über diesen Einsatz schriftlich zu informieren. Die Information hat auch zu enthalten, zu welchem Zweck die erhobenen Daten verwendet werden und wann die gespeicherten Daten vernichtet werden. Den betroffenen Arbeitnehmern ist ein Ausdruck dieser Betriebsvereinbarung auszuhändigen. In Fahrzeugen, die über eingebaute Ortungssysteme nach § 1 dieser Betriebsvereinbarung verfügen, muss ein deutlich sichtbarer Hinweis darauf angebracht sein.

(2) Die Arbeitgeberin hat den Betriebsrat mindestens vierteljährlich über den Einsatz von Systemen nach § 1 dieser Betriebsvereinbarung zu unterrichten und mit ihm den Sinn und Zweck des Einsatzes zu beraten.

(3) Der Betriebsrat kann zu Kontrollzwecken jederzeit Einsicht in die erhobenen Daten nehmen und deren vereinbarungsgemäße Verwendung kontrollieren.

Eventuell: Der Betriebsrat kann zur Kontrolle einen technischen Sachverständigen seiner Wahl zu maximal zwei Kontrollen im Jahr hinzuziehen.

§ 4 Schlussbestimmungen

(1)
Sollte diese Betriebsvereinbarung teilweise unwirksam sein oder werden, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der Betriebsvereinbarung im Übrigen, vielmehr verpflichten sich die Betriebsparteien, den unwirksamen Teil der Betriebsvereinbarung gegen eine neue Regelung zu ersetzen, die dem mit der unwirksamen Regelung verfolgten Sinn und Zweck so nahe wie möglich kommt.

(2)
Die Betriebsvereinbarung ist mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende kündbar.
__________________________________________________________    

(Ort, Datum)  (Unterschrift Geschäftsleitung)  (Unterschrift Betriebsrat) 
Weitere wichtige zu regelnde Punkte:
• die Installation einer technischen Einrichtung zur Begrenzung der Datenerhebung während der Privatfahrten („Privatschalter“),
• die konkrete Nennung der zu erhebenden Daten unter Begrenzung auf die erforderlichen Parameter (Ausschluss von Betriebsdaten) und das Verbot der Ausweitung der Erhebung weiterer Datenarten (Datensparsamkeit),
• die Nennung der zugriffsberechtigten Personen anhand des Zwecks des Einsatzes des Systems und die Pflicht zur restriktiven Vergabe der Zugriffsrechte,
• eine Benachrichtigungspflicht des Unternehmens und die Auskunftsrechte der Beschäftigten und 
• die Begrenzung der Speicherfristen auf das für den jeweiligen Zweck erforderliche Maß.

www.betriebsrat-mitbestimmung.de
www.betriebsrat-kompakt.de 
